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Jörg Reinholz
Hafenstr. 67
34125 Kassel
☎ 0561 317 22 77
 0561 217 22 76

Kassel, am 15.03.2014

Zu meiner Strafanzeige vom 3.1.2014 gegen

Christoph Preuß, Daniel Fratzscher als (tatsächliche) Geschäftsführer der Euroweb Internet  
GmbH, Düsseldorf

und 

Philipp Berger, Andreas Buchholz als  Geschäftsführer (Partner) der diese vertretende „Berger
Law LLP“ (später „Buchholz & Kollegen“) Düsseldorf

wegen bandenmäßig begangenem  Prozessbetruges setze ich wie folgt fort:

Auch im Verfahren 6 O 40/13 des LG Mühlhausen haben die Beschuldigten, hier durch den 
angestellten Anwalt Benedikt Schönbrunn, wie folgt vorsätzlich unwahr vorgetragen:

"Ergänzend, ohne dass die Klägerin hierzu verpflichtet ist, wird ausgeführt, dass eine 
Vollauslastung der Klägerin gerade nicht vorgelegen hat. Die Klägerin war weder im Jahr 
2011, noch in den Jahren 2012 und 2013 voll ausgelastet. Diese Tatsache wird eindrucksvoll
dadurch untermauert, dass zu keinem Zeitpunkt Überstunden angeordnet wurden und/oder 
Aufträge abgelehnt worden sind."

Beweis: Schriftsatz vom 6.11.2013, Seite 3, unter III. „Schlüssige Abrechnung“. Angeboten wird 
dort als „Zeuge“ der Beschuldigte Daniel Fratzscher.

Dieser Vortrag ist unvereinbar mit der Bilanz der Euroweb Internet GmbH, welche „angearbeitete 
Aufträge“ in Höhe mehrerer hunderttausend Euro ausweist. Hier hätte sich die Euroweb 
anderweitigen Erwerb zurechnen lassen müssen.

Dieses gilt gerade auch hinsichtlich des angeführten Urteils des BGH, VII ZR 326/98: Darin heißt 
es nämlich, anders als von den Beschuldigten dargestellt:

Schon in den Leitsätzen  des BGH-Urteils heißt es:

b) Personalkosten gehören grundsätzlich nur dann zu den ersparten Aufwendungen, wenn sie 
infolge der Kündigung nicht mehr aufgewendet werden müssen. Der Architekt muß sich 
jedoch dasjenige anrechnen lassen, was er durch anderweitigen Einsatz des Personals 

Jörg Reinholz, Hafenstr. 67, 34125 Kassel

Staatsanwaltschaft Düsseldorf



15. März 2014 Ihr Zeichen: Seite 1 von 2

erwirbt.

Und in der Begründung dann weiter:

„Insoweit ist der Unternehmer gehalten, den durch den Einsatz des Personals erzielten 
anderweitigen Erwerb in Ansatz zu bringen. Diese Grundsätze schließen es nicht aus, daß der
Auftragnehmer den anderweitigen Einsatz des Personals von vornherein als ersparte 
Aufwendungen berücksichtigt und in Abzug bringt (vgl. BGH, Urteil vom 30. September 1999 
- VII ZR 206/98; Koeble, BauR 1997, 196; Neuenfeld, DAB 1997, 213 mittlere Spalte unter 
4.). Es entbindet ihn jedoch nicht von der Verpflichtung, auch anderweitigen Erwerb zu 
berücksichtigen, soweit er durch diesen noch einen weiteren Vorteil erlangt hat, wie z. B. 
durch die Deckung der allgemeinen Geschäftskosten oder des Gewinns.“

Demnach ist der „anderweitige Erwerb“ auch dann zu berücksichtigen, wenn wie hier zweifellos 
vorliegend, der Webdesigner (Personal) einen anderen Auftrag aus dem Stapel der „angearbeiteten 
Aufträge“ vollendet, denn dieses trägt zur „Deckung der allgemeinen Geschäftskosten oder des 
Gewinns“ bei. Auf die Ausführungen der Euroweb im  Schriftsatz vom 6.11.2013 und des sogar 
über den Inhalt des BGH-Urteils getäuschten Gerichtes sei verwiesen.

Durch die offenbar gewordene  Kenntnis des BGH-Urteils und damit der Rechtslage seitens der  
Beschuldigten steht jedoch fest, dass diese vorsätzlich täuschten.

Durch die Täuschung des Gerichtes wurde ein vollstreckbares Urteil, welche die Gegner den 
Tatsachen zuwider zu einer Zahlung in Höhe mehrerer tausend Euro verpflichtet, erwirkt. Das war 
zweifelsfrei das Ziel der Täuschungshandlung der Beschuldigten. Der Betrug ist – als Tat – durch 
den Erlass des Urteils vom  27.02.2014 abgeschlossen, das Urteil ist als vollstreckbarer Titel bereits
Vermögen.

Ich bitte jetzt endlich um Übermittlung des Aktenzeichens.

Mit freundlichen Grüßen

Jörg Reinholz
Kassel, am 15. März 2014


